
Obama
drängt Israel,
Siedlungsbau
zu stoppen
Washington. US-Präsident
Barack Obama hat den Druck
auf Israel erhöht, den Sied-
lungsbau im Westjordanland
zu beenden.

Bei einem Treffen mit Paläs-
tinenser-Präsident Mahmud
Abbas am Donnerstagabend
in Washington sicherte Oba-
ma den Palästinensern zudem
die US-Unterstützung für ei-
nen eigenen Staat zu. Er werde
nicht aufhören, die israelische
Regierung von Ministerpräsi-
dent Benjamin Netanjahu zu
drängen, den Neu- und Aus-
bau der Siedlungen komplett
zu stoppen, sagte Obama. „Wir
müssen die Sache wieder in
den Griff bekommen”, sagte er
unter Verweis auf den interna-
tionalen Nahost-Friedens-
plan, die sogenannte Road
Map, aus dem Jahr 2003.

Außer dem Siedlungsstopp
zielt der Plan auch auf eine
Zwei-Staaten-Lösung ab, die
neben Israel einen Palästinen-
ser-Staat vorsieht. Bei seinem
Antrittsbesuch in Washington
vor zehn Tagen hatte Netanja-
hu den US-Friedensplänen ei-
ne Abfuhr erteilt. rtr

Das ungerechte Recht
Seit Jahren kämpft die NRW-Justizministerin vergeblich gegen Gesetze, die Mördern zur Freiheit verhelfen

Zunächst gescheitert ist der Vorstoß von NRW-Justizministerin Roswitha Müller-Piepenkötter, eine Gesetzeslücke zu schließen, die Mörder schützt. Foto: ddp

Christoph Meinerz

Düsseldorf. Die dreifache
Mutter erstickte qualvoll an
ihrem Arbeitsplatz. Der Mann,
der in der Mittagspause die
Videothek in Düsseldorf über-
fiel, fesselte die Angestellte,
stülpte ihr eine Plastiktüte
über den Kopf und verschloss
diese mit Klebeband so fest am
Hals, dass die 28-Jährige
wenig später starb. Ihr Mörder
flüchtete mit 650 D-Mark aus
der Tageskasse.

Das war im Dezember 1993.
Werner P., der kurz darauf als
der mutmaßliche „Video-
thekenmörder” gefasst wurde,
sprach das Gericht 1994 aus
Mangel an Beweisen frei. Erst
als viele Jahre später die
DNA-Analyse möglich wurde,
überführten die Ermittler ihn
nach ihrer Überzeugung
„zweifelsfrei” als den Mann,
der die dreifache Mutter getö-
tet hat. Spuren am Klebeband
des Mörders identifizierten
Experten als Hautpartikel von
Werner P.

Mord verjährt zwar nicht,
doch wer einmal rechtskräftig
freigesprochen wurde, darf
später nicht noch einmal für
denselben Tatvorwurf ange-
klagt werden – so will es das
deutsche Recht. Damit bleibt
der Videothekenmord von
Düsseldorf ungesühnt.

„Angesichts des rasanten
Fortschritts in der wissen-
schaftlichen Kriminaltechnik
ist damit zu rechnen, dass es
nicht bei dem Düsseldorfer
Fall bleiben wird”, prophezeit
ein Sprecher das NRW-Justiz-
ministerium.

„Man muss sich hier vor
Augen führen, dass bundes-
weit pro Jahr im Durchschnitt
immerhin 13 Angeklagte vom
Vorwurf des Mordes frei-
gesprochen werden.” Seit drei
Jahren setzt sich NRW-Justiz-

ministerin Roswitha Müller-
Piepenkötter deshalb dafür
ein, dass die Gesetzeslücke,
die Mörder vor Strafe schützt,
geschlossen wird.

Umso enttäuschter ist die
Ministerin, dass der Rechts-
ausschuss des Bundestages
nach einer Expertenanhörung
ihre Initiative nicht weiter ver-
folgen will. Juristen hatten den
Entwurf kontrovers bewertet.
Ein Sachverständiger lehnte
Müller-Piepenkötters Begeh-
ren mit dem Hinweis auf ande-
re europäische Länder ab, in
denen die Möglichkeit der
Wiederaufnahme eines Straf-
verfahrens „zu Ungunsten des
Angeklagten” ebenfalls nicht
existiert.

„Wenn wir weiterhin bei
den unverjährbaren Verbre-
chen des Mordes zu Lasten der
Gerechtigkeit an der formel-
len Rechtskraft festhalten,
setzen wir das Vertrauen der
Bürgerinnen und Bürger in
den Rechtsstaat massiv aufs
Spiel”, warnt die NRW-Justiz-
ministerin zutiefst verärgert in

einem vierseitigen Brief an die
31 Mitglieder des Rechtsaus-
schusses des Bundestags.

Denn kampflos will sie in
Berlin nicht untergehen. „Wir
brauchen die Reform des

Rechts der Wiederaufnahme.
Das sind wir den Mordopfern
und ihren Angehörigen schul-
dig”, appelliert sie an die
Bundespolitiker und stellt dar,
dass ein europäischer Rechts-
vergleich für und nicht gegen
die Reform des Gesetzes
spricht. „In 15 europäischen
Ländern ist eine Wieder-
aufnahme zu Ungunsten des
Angeklagten vorgesehen.”

Bleiben die Rechtsexperten
des Bundestages trotzdem
dabei, sich in dieser Legislatur-
periode nicht weiter mit der
Schließung der Gesetzeslücke
zu befassen, fängt für die
NRW-Justizministerin nach
der Bundestagswahl der
Kampf wieder ganz von vorne
an. Nach Angaben ihres
Ministeriums muss sie dann
eine neue Bundesratsinitiative
starten. Wertvolle Zeit ginge
verloren. Und der Video-
thekenmörder von Düsseldorf
liefe, gedeckt durch deutsches
Recht, auch noch länger als
ein unbescholtener Mann
herum.

»Wir sind den
Mordopfern die

Wiederaufnahme der
Prozesse schuldig«
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Schiff Sachsen
An Bord der Fregatte „Sach-
sen” der Bundesmarine hat
sich ein Soldat eine Virusin-
fektion geholt. Laut Aussa-
gen der Ärzte des Marine-
hauptquartiers in Glücks-
burg besteht kein Grund zur
Sorge, es geht dem Mann
schon viel besser. Warum
wir das melden? Die „Sach-
sen” war in Amerika, und
die Marine will wegen der
Schweinegrippe kein Risiko
eingehen. Grippebekämp-
fung bei der Marine sieht so
aus: Isolierung des Patien-
ten, Behandlung der gesam-
ten Besatzung mit dem
Medikament Tamiflu, Beleh-
rung aller Soldaten an Bord,
Transport eines Spezial-
labors zur „Sachsen”, um
das Virus zu analysieren.
Wer so hoch rüstet, besiegt
bestimmt jede Grippe. mk

Nordkorea
testet wieder
Rakete
Pjöngjang. Nordkorea hat am
Freitag wieder eine Kurzstre-
ckenrakete gestestet und die
UN vor einer Verschärfung
von Sanktionen gewarnt. Soll-
te der UN-Sicherheitsrat das
Land für seinen Atomtest zu
Wochenbeginn bestrafen,
würden weitere „Schritte zur
Selbstverteidigung” vorberei-
tet, erklärte das Außenminis-
terium in Pjöngjang.

Einem Resolutionsentwurf
zufolge steht der Sicherheits-
rat vor einer scharfen Verur-
teilung Nordkoreas. Südkorea
äußerte sich besorgt, dass der
Norden als nächstes erneute
kriegerische Auseinanderset-
zungen im Gelben Meer anzet-
teln könnte. Als Reaktion auf
eine Kriegsdrohung Nordko-
reas hatten der Süden und die
USA ihre militärische Alarm-
stufe hochgesetzt. rtr

ZWEITE INITIATIVE

Sicherungsverwahrung

� Mit einer weiteren Bundesrats-
initiative von Roswitha
Müller-Piepenkötter hat sich
der Bundestag noch nicht
befasst. Die NRW-Justiz-
ministerin verlangt, dass für
Sexualstraftäter auch nach-
träglich eine Sicherungs-
verwahrung angeordnet
werden kann. Anlass ist der
Fall Karl D. in Heinsberg.

Dort lebt der 57-Jährige, der
mehrere Kinder vergewaltigt
hat und aufgrund einer Ge-
setzeslücke aus der Haft
entlassen werden musste,
obwohl er als nicht-therapie-
fähig gilt.

20 000 tote Zivilisten
im Bürgerkrieg
London. In den letzten Wo-
chen des Bürgerkriegs in Sri
Lanka sind weitaus mehr Zivi-
listen ums Leben gekommen
als bisher offiziell angegeben.
Mehr als 20 000 Zivilisten sei-
en bei Kämpfen zwischen Ar-
mee und Tamilenrebellen ge-
tötet worden, die meisten
durch Armeebeschuss, berich-
tet die „Times”. afp
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Türk-Popstar kämpft
gegen Staudamm

Tarkan Foto: Alexander Völkel

Istanbul. Seine Stimme wird
gehört – nicht nur von den
Fans seiner Musik: Der türki-
sche Popstar Tarkan Tevetog-
lu ist der prominenteste Unter-
stützer der Kampagne gegen
die Errichtung eines riesigen
Staudamms in Südostana-
tolien. Die Popularität des 36-
Jährigen hat dazu beigetragen,
dass die türkische Regierung
in Sachen Dammbau in die
Defensive geraten ist. Der in
Deutschland geborene Tarkan
gilt als König des Türk-Pop. afp

Baranowski spricht für
die SPD im Ruhrgebiet

Frank Baranowski Foto: M. Möller

Gelsenkirchen. Der Gelsen-
kirchener Oberbürgermeister
Frank Baranowski (SPD)
bleibt weitere zwei Jahre Chef
der Sozialdemokraten im
Ruhrgebiet. Bei einer Tagung
der Vorsitzenden der SPD-
Unterbezirke in Bochum wur-
de der ehemalige Landtagsab-
geordnete als Sprecher der Re-
vier-SPD bestätigt, wie die
NRW-SPD mitteilte. Das Amt
des Ruhr-SPD-Sprechers war
erst vor zwei Jahren neu ge-
schaffen worden.

„Wen soll ich
bloß wählen?”

Internetportal gibt Tipps. Ein Selbsttest

Matthias Korfmann

Bochum. Europa ist groß und
sein Stimmzettel lang: 31 Par-
teien umwerben uns alleine in
NRW. Wen wähl’ ich nur? Für
Leute, die die Wahl-Frage
quält, gibt’s Hilfe im Internet
unter www.euprofiler.eu

Europäisch blau sieht die
Oberfläche des „Europa-Pro-
filers” aus, die Optik wirkt fast
schon offiziell, und Polens
Präsident Lech Kaczynski
würde wohl entsetzt die Finger
von der Tastatur ziehen. Müss-
te er aber nicht: Dahinter
steckt mitnichten die EU, son-
dern die Sozialwissenschaft.

Forscher aus der Schweiz,
den Niederlanden und von der
Ruhr-Uni Bochum haben an
diesem Angebot gestrickt, um
ratlosen Europawählern ein
Zeichen zu geben. Zunächst
nehmen sie mir ein Problem:
Der „Europa-Profiler” redu-
ziert nämlich die Zahl der Par-
teien fix von 31 auf 10. Das ist
praktisch, denn dann muss ich
mir nicht mehr so den Kopf
zerbrechen. Das ist auch ein
kleines bisschen undemokra-
tisch, doch die Sozialwissen-
schaft mag keine Peanuts. Sie
schubst die Esoteriker, Espe-
rantosprecher und bibeltreuen
Christen übern Rand.

Derart erleichtert geht es an
die 30 Fragen. Bei manchen
merke ich schnell, wo der
Hase hinhoppelt: „Sollten
Einschränkungen der Bürger-
rechte im Kampf gegen den
Terrorismus akzeptiert wer-
den?” Ha! Das klingt so, als
hätte es der Bundesinnen-
minister persönlich aufge-

schrieben. Die Antwort „Stim-
me eher nicht zu” dürfte mich
um eine Wahlempfehlung für
die Konservativen bringen. Ich
werde zugleich den Verdacht
nicht los, dass da im Verborge-
nen ein Sozialwissenschaftler
sitzt und Buch führt. Ja, nee, is’
klar: Das bleibt alles anonym.

Die Fragen decken ein wei-
tes Feld ab: Sollten wir Agrar-
subventionen senken, die Tür-
kei aufnehmen, Sterbehilfe
legalisieren oder schwule Paa-
re akzeptieren? Zum Schluss
darf man noch angeben, wel-
che Partei man nie wählen
würde. Das hat aber keinen
Einfluss aufs Ergebnis, weil
man ja theoretisch ein Grüner,

Sozi oder Rechtsradikaler sein
kann, ohne das zu wissen.

Nach sieben Minuten Quiz
ist Bescherung: Ich finde mich
in einer Art Kompass wieder,
in einer Himmelsrichtung, aus
der normalerweise schlechtes
Wetter herkommt: Nordwest.
Ebenfalls dort stehen die
„Newropeans”. Wer zum
Geier ist denn das? Auf dem
Stimmzettel sind sie jedenfalls
Nachbarn der Piratenpartei.
Der Profiler sagt noch mehr:
Wäre ich Spanier, stünde ich
den Sozialisten nahe. Wäre ich
Schweizer, stünde ich ganz
allein da, ohne Partei. Ich ah-
ne, dass das der Anteil der Eid-
genossen am Test sein könnte,
eine versteckte Botschaft:
Ätsch, wir sind gar nicht EU!

»Wäre ich Schweizer,
stünde ich alleine da,

ohne Partei«

Wie das Leben aus dem
Koffer manche entnervt
Europa-Abgeordnete kämpfen gegen Vorurteile und Stress

Katrin Teschner

Brüssel. Die Besucher warten
im Saal 5 B 36. Rund 20 Mittel-
ständler aus Diepholz, die
einen Blick hinter die Kulissen
der Europa-Politik werfen
wollen. Hans-Peter Mayer
nimmt den Aufzug im EU-Par-
lament, hastet den Gang ent-
lang. „Ah, der Europa-
Mayer!”, ruft eine Frau, als er
um die Ecke biegt. So nennt
sich der EU-Abgeordnete,
wenn er in seinem Wahlkreis
unterwegs ist. Europa-Mayer –
das klingt bodenständig, nach
Europa zum Anfassen. Wo die
EU doch sonst so fern für die
Menschen in der Heimat ist.

Es ist Fraktionswoche in
Brüssel. Eine Viertelstunde
hat der 65-Jährige Zeit, um sei-
nen Gästen das EU-Parlament
zu erklären, dann geht es zum
nächsten Termin. 15 Minuten,

um den Gästen klar zu
machen, dass sie am 7. Juni
unbedingt wählen müssen.
„Rund 75 Prozent aller natio-
nalen Gesetze haben ihren Ur-
sprung in Brüssel”, sagt Mayer.
„Und das EU-Parlament redet
inzwischen bei fast allen wich-
tigen Entscheidungen mit.“

Seit zehn Jahren sitzt der
Abgeordnete für die CDU im
EU-Parlament. Er ist Jurist, hat
viele Jahre an Universitäten
gelehrt, war Staatssekretär in
Sachsen-Anhalt und hatte die
Veränderung gesucht. Er weiß
um das schlechte Image der
Volksvertreter: Sie verdienten
zu viel Geld, seien faul und
palavern nur, so denken viele
in der Heimat. Doch die Zei-
ten, in denen meist ausrangier-
te Politiker in das EU-Parla-
ment kamen, seien vorbei, sagt
Mayer: „Die meisten sind hier,
weil sie es wirklich wollen.”

Nicht jeder kann das No-
maden-Dasein über Jahre mit-
machen, viele kehren schon
nach einer Wahlperiode ent-
nervt in ihre Heimat zurück.
EU-Abgeordnete leben aus
dem Koffer. Sie müssen viel
größere Wahlkreise betreuen
als ihre Kollegen aus dem Bun-
destag. Bei Mayer sind es neun
Landkreise in Niedersachsen.
Einmal im Monat reist er zu
den Plenarsitzungen nach
Straßburg. In Brüssel wiede-
rum tagen die Fachausschüsse.

An diesem Tag stehen nicht
nur Besuchergruppen, son-
dern auch mehrere Arbeits-
kreis-Treffen im Mayers Ter-
minkalender. Die Mitglieder
der konservativen EVP-Frak-
tion kommen zusammen, um
ihre Positionen zu den The-
men abzustecken, die in der
nächsten Woche in Straßburg
zur Abstimmung stehen. Die
Politiker stammen aus 27 Län-
dern, vertreten verschiedene
nationale Interessen. „Manch-
mal wird monatelang an Kom-
promissen gefeilt”, so Mayer.

Eine Woche später sitzt der
Abgeordnete im großen Ple-
narsaal in Straßburg. Es ist ei-
ne der letzten Sitzungen vor
der Wahl im Juni, die Politiker
müssen noch stapelweise Ge-
setze auf den Weg bringen.

Mayer will weitermachen,
trotz der Pendelei, trotz – oder
gerade wegen – der Vorurteile
über die EU. Je mehr Einfluss
das Europäische Parlament in
den vergangenen 30 Jahren
bekommen hat, umso weniger
Menschen sind wählen gegan-
gen. „Das schwächt die euro-
päische Demokratie”, sagt er.

Der Europa-Abgeordnete Hans-Peter Mayer vor einer Europa-Fahne
im Straßburger Parlament. Foto: Katrin Teschner

Spanien ermittelt
gegen SS-Männer
Madrid. Die spanische Staats-
anwaltschaft hat internationa-
le Haftbefehle gegen drei mut-
maßliche NS-Verbrecher be-
antragt. Untersuchungsrichter
Ismael Moreno wurden am
Freitag die entsprechenden
Anträge zugestellt, wie aus Jus-
tizkreisen verlautete. Im Visier
sind die heute über achtzigjäh-
rigen Johann Leprich, Anton
Tittjung und Josias Kumpf.
Den Ermittlungen zufolge wa-
ren die drei SS-Männer als
Wächter in den Konzentrati-
onslagern Mauthausen, Sach-
senhausen und Flossenbürg
tätig. afp

Tschechien plant
Endlager an der Grenze
Passau. Tschechien erwägt
nach Informationen der „Pas-
sauer Neuen Presse” den Bau
eines Atom-Endlagers in Süd-
böhmen unweit der deutschen
Grenze. Nach tschechischen
Angaben kommen zwei bishe-
rige Militärsperrgebiete als
mögliche Standorte in Frage:
Hradiste bei Karlsbad sowie
Boletice nahe Krumau, das
nur rund 40 Kilometer von der
Grenze entfernt liegt. afp

Ahmadinedschads
Büros beschossen
Teheran. Bewaffnete Männer
haben am Freitag ein Wahl-
kampfbüro von Präsident
Mahmud Ahmadinedschad im
Iran beschossen. Bei dem Vor-
fall in der südöstlichen Stadt
Sedan wurden drei Menschen
verletzt, wie die Nachrichten-
agentur Irna meldete. Die Tä-
ter seien am Abend auf Motor-
rädern vor dem Wahlkampf-
büro vorgefahren und hätten
das Feuer eröffnet. afp
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